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Wien,amFreitag,den10.Oktober1924.

WienerLandtag
PräsidentDr.Dannebergeröffnetum4UhrnachmittagsdieSitzung

undhältdemkürzlichverstorbenenMitgliedJosefSchmöltzerfolgenden
Nachruf:GemeinderatSchmöltzeristam22.Septembernachlängerer,schwe-regierungeineirrigeist .DerStreitfünnteeigentlichnurvom
rer KrankheitimsechzigstenLebensjahrgestorben .JosefSchmöltzerge-¬
hörtedemLandtagseit demBestanddieser Körperschaftan,er warim
Mai1919vomXI .WienerGemeindebezirkin denGemeinderatgewähltwor-¬
den,nachdemerschoneinJahrzehntlangalsMitgliedderBezirksvertre-¬
tungSimmering,seitOktober1918alsVorsteherdiesesBezirkes,gewirkt
hatte .SchmöltzerwarauchMitglieddesGemeinderatsausschussesfürall -¬
gemeineVerwaltung.DerVerstorbenehatin diesenKörperschaftenseinereichenKenntnisseundErfahrungenstehsindenDienstderAllgemeinheit
gestelltunddurchuneigennützigesundunermüdlichesWirkenseineopfer-¬
willigeLiebezurStadtWienundzuseinenMietbürgernbewiesen.Wir
werdendemVerblicheneneinehrendesAndenkenbewahren.

EswirdnunandieErledigungderTageserdnunggeschritten-¬StadtratBreitnerreferiertüberdieAbänderungdesGesetzesüber
dieEenhabungeinerGrundsteuer.Erbeantragt,daßderWienerStadtsenat
alsLandesregierungermächtigtwerdensoll ,überAnsuchensolcheAn
stalten ,KörperschafsenundUnternehmungen,dievonderEntrichtung
derWohnbausteuerbefreitsind ,fürjeneGrundflächendiemitdenWohn-¬
bausteuerfreienRäumlichkeitenimunmittelbarenZusammenhangstehen ,von
derEntrichtungderGrundsteuerzuBefreiensind ,wennauchdasAusmaß
dieserGrundflächen300Quadratmeterübersteigt.Nachderbiherigen
FassungdesGesetzeswardieBefreiungbeieinerGrundflächevonmehr
als300Quadratmeternunmöglich.Eshandeltsichhiervorallemum
Kindergärten,KinderbewahranstaltenundpritateSpitäler ,denenauch
Gärtenangeschlossensind .DerReferenterklärt ,daßderStadtsenatbeiderHandhabungdesGesetzesdieGrenzennichtzuengeziehenwird.führthaben,währendjetztderMagitratalseizigeStelledieseAnge-¬

StadrätinDr. Motzkoverweistdarauf,daßdieseBefreiungvonder
GrundsteuerabhängiggemachtwirdvonderBefreiungderEntrichtungder
Wohnbausteuer.DadurchsindziemlichengeGrenzengezogen.EsistderGrundsatzaufgestellt ,daßsolcheAnstaltennurdannvonder

Grundsteuerbefreitwerden,wennsievonderHauszinssteuerbe
freitwaren,alsoeineigenedGebäudebesitzen.Mansolltedochdie
BindungmitderWohnbausteuerfallenlassmn.DieMinderheitbeantragt
daher,daßdieseBindungenausdemGesetzegestrichenwerdenundnicht
erstdurchErmächtigungdesLandtages,derStadtsenatdieBefreiung
aussprechenkann,sonderndiesgleichimGesetzfestgelegtwird.StadtratBreitnererklärtnseinemSchlußwort,daßeineBlein-¬
licheschikanöseAuslegungdesGesetzesnichtgedachtzird.Daaber
der Stadtsenat jeden einzelnen Fall prüfen wird ,so ist Gelegenheit ,
dasGesetzwirklichso zu handhaben ,daßkeineBesdwerdemöglichist .
AuchbisheristkeineinzigerFallvorgekommen ,derAnlaßurBeschwerde
gegebenhätte .BeiderAbstimmungwirddieGesetzesvorlageänersterundzweiter
LesungunverändertangenommenunddieAbänderungsanträgeabgelehnt.StadrratBreitnerreferiertüberdenEntwurfdesMagistratsvomit
dasGesetzüberdieHauspersonadabgabeabgeändertwird.DieAbgabepflicht
trifft VereinigungendiegesellschaftlichenZweckenihrerMitglieder

dienen,sofernesiezurBedienungundsonstigendamitzusammenhängen
denArbeitenKlubangestellte,denensolcheArbeitenobliegenbeschäf-¬

tigen .DasGesetzwirdspdannohneDebatteinersterundzweiterLesung
angenommen Wohnbausteuer¬Dr.DannebergerstattetdasReferatüberdie
novelle.ErverweistaufdenEinsprichdendieBundesregierunggegen
denvomWienerLandtagam16 .JulibeschlossenenEntwurferhobenhat
undgibtderMeinungAusdruck,daßdieRechtsauffassungderBundes-¬

entschiedenwerden.DerLandtagVerfassungsgerichtshof
hättedasRechtdiesesGesetzneuerdingszubeschließen,derLandes
hauptmannkönntedenzweitenBeschlußeinfachkundmachenundeswäredanneinrechtsgiltigesGesetzvorhanden,derRegierungstündeesle3
diglichfreidessenRechtsgiltigkeitüberprüfenulassen,Wiehaben
diesenWegnichtgewählt.InAnbetrachderschwierigenWirtschaftver
hältnissewirdvorgeschlagendievonderBundesregierungangfocht
SteuernaufGeschäftslokalegeringerzumachen.DieSteueraufGe¬
schäftslokalewirdnunnachdemneuenVorschlagenurbiszueinemFrieden
zinsvom6000Kronenerhöht.AlleanderenLokalediemehrzahlenblei-¬
benbeiderbisherigenSteuerundhabennureinenfestenZuschlagvonvierMillionenKronenzuentrichten.AnderFragedesParifikationsrechtes
könnenwirnichtrüttelnlassen ,nichtdeshalbweilderMagistratetwa
dunkleZweckeverfolgt ,sondernweilesnotwendigist ,Steuergerechtig-¬
keitzuüben .Esist festzustellen,daßeinstbeiderBesteuerungPri¬
vilegienfürdieHauszinssteuererteiltworden.undhaarsträubende
Ungerechtigkeitenvorgekommensind ,Wennmanweiß,daßinHäuserm,
dieBankengehörendieGeschäftsleuteperQuadratmeterimJahre1914
mitunterzehnmalmehrZinszahlenmusstenalsderMitwertderBank
fürihreigenedLokalindiesemHausebetragenhat ,mußmandoch
fragen ,obdiesesSystemgebilligtwerdendarf .Wennnichtsanderes
sowares eneungeheuereSystemlosgkeit,diesi h darauserklärt ,daß
siebenSteueradministrationenin WiendieseParifikationendurchge-¬

legeheheitennacheinemeinheitlichenGesichtspunktbehandelt.Wenn
hauptetwird ,daßdieZinsediederMagistratfestsetztungleichviel
höhersindalsdievonderSteuæadministrationseinerzeitfestgesetzten ,
sohandeltessichhiebeiumFälle ,in denenseit demJahre1914auchLokalitätenstattgefundenhaben.wesentlivheErweiterungenderbetreffenden
Beispielsweisesindin einerReihevonFabriksbetriebenseit 1914große
Zubautenvorgenommenwerden,diedasganzeObjektfürdieBesteuerung
wesentlichveränderthaben.ImGegensatzzurWillkürvonfrüherwird
jetztderMagistratdieBesteuerungderFabrikennacheinemeinheitlichen
Grunddatzvornehmen.JedeWillkürundUngerechtigkeitistausgeschaltet.
In denmeistenLändernfiee Republikhat maneine neueSteuereingeführt ,
dieArealsteuer,dieFabrikenzutreffen .DasgeschahinSalzburg
inKärntenundimBurgenland.DieseneueSteuerberücksichtigtnurdie
GrößedesObjektesundseineHöhe ,abernicht ,wiees Wiengeschiehtauch
dieLagedesObjektes,diedenWertbstimmt.Hierist einabsolutein-¬
wanfreied korrektes Verfahrenvo gesehenund gewährleistet und diebe¬
treffendenSteuerträgermüsseneigentlichfrohsein ,daßanderStelle
derWillkün ,die nochin anderenLändernherrscht ,ein Systemvorliegt ,
daseineinheitlichesVerfahrenfürdieBesteuerungsichert .VonUnter-



nehmerndieeinsichtsvollsindistdasauchschonwiederholtanerkannt
worden.EsistnichteinZufall,daßderIndustriellenverbanddenRicht
liniendesMagistratsseineZustimmunggebebehatunddenUnternehmern
empfohlenhatnachdiesenRichtliniensichbesteuernzulassenundauf
einweiteresVerfahrenzuverzichten.DieVorlageEndertdarumandemPari
fikationsverfahrennts .WirhabenmitderBundesregierungFühlung
gnnommenundsiehatunsmitgeteilt,daßsiegegendieseNovelleeinen
Einspruchnichterhebenwerde.Esistalsodamitzurechnen,daßdas
Gesetz ,wiebeabsichtigt ,am . November. J .wirklichpubliziertwerden
kann .StadtratBümmelhardt(christlichsozial)erinnertandieDebatten

auchmitKaufläutenundGewerbetreibendenVerhandetwerdenmüssen.
RednerstelltschließlichdenAntragdenGesetzentwurfandenFinanz-¬
ausschußzurückzuweisen,damitdieseresinBeziehungaufdiegeäm-¬
dertenVerhältnisse ,die inzwischeneingetretensind ,studiere unddie
FinanzlagederGemeindeprüfeundfesstelle ,obdieErhöhungderWohn-¬
bausteuernotwendigsei .SolltedåeserAntragnichtangenommenwerden,
sostellt RednerfünfZusatzanträgenachwelchendenArbeitslosenwäh-¬
ren der Zeit ihrer Arbeitslosigkeit ,denKriegsbeschädigten .denPer-¬

offener Armen stehenundfernsrsonen diein/Verpflegung
Wohlfahrtsinstitutionen,Unterrichtsanstaltenetc .dieWohnbausteuer
erlassenwerdensoll .( Beifall bei denParteigenonsen . )

gesetzesalsanlösich des ers en und des zweitenWohnbausteuer . . Schleifersagt ,die Bevölkerungsei sich bewußt ,daßdieWohn-
wondemReferentenerklärtwurde,daßmanmitdemErtragedieseGesetzes bausteuerdazudientdieWohnungsnotzubekämpfenunddenMieterschutzdemWohnungsmangelin WienabhelfenundneueWohnungenbauenwerde.

Minoritätunddie BevölkerungnochnichtgerDamalshatdie
zufrechtzuerhalten .DeshalbzahltsieauchgerndieWohnbausteuer .(Leb-¬
hafte Zwischenrufeder Minorität . )DieBevölkerungsei abernichtge -

nanzlageder Gemeindeist .ImzweitenWohnbausteuerge¬wusstwiedieFi len unddafürkeineWohnungen
setzwirdendieeinzelnenStafßelnernormerhöht,AberdieMajorität willtdenHausherrnWohnungenzubezahl

zu haben .Daßdie Aufhebungdes Mieterschutzesdie Wohnungsnotnicht
namentdichder F,nanzreferenztarensich damalsschonklar ,wie bekämpftzeigdasBeispielUngarns,woderMietrschutzschonaufge-
sich die Steuereingängeverhaltenundhabentrotzdemdie Erhöhungder hobensei ,undwiedemRednererstvoreinigenTageneinMinisterdeszt .DenFinanzreferentenkannmanwohlmitRechtalsSteuerdurchgeset tz derAufhebungdes

istenbezeichnen ,derimmerwenner eineneueSteuerwahrenSteuersadi
gegenwärtigenRegimsinUngarnerklärthabe,trot

ungselendgrößersei
inediabolischeFreudehat .( Sehrrichtig! Beidererfindetdabeie

MieterschutzesnichtsgebautwerdeunddasWohnv
nenundwerdenebensofür

Minorität )Jetzt hat der Referentdie Ausrede ,daßder BundderGemeinde
als je .WirlassenunsdaszurWarnungdie
die AufrechterhaltungderWohnbausteuerals desMieterschutzeskämpfen.

durchdasAbgabenteilungsgesetz280Milliardenweggenommenhabe ,die DasGesetz über den Augleichsfondist trotz wiederholter Urgenzenvon
wiederhereingebrachtwerdenmüssen.Wostehtes denngeschrieben,daß
dieKostnfürdenBauneuerWohnungengeradeausdemErträgnisderWohn-

der BundesregierungdemNationalrat bisher nicht vorgelegt worden .Die
Regierunghat kein Intenssedaran ,das zeigt schonder vonderchrist -

ecktwerdenmüssen ,chgleichdochimHaushaltderGemeindebausteuerged NationalratvorgelegteAntragauf
Geldgenugvorhandenist .AlsdiezweiteWohnbausteuernovellebeschlos.

lichsozialenParteimittlerweiledem
6000facheErhöhungder Mietzinse .UnserePartei wirdweiterhindie

ssetie Minoritätnchnicht ,daßsiedasRechthabediesessenwurdewu 1 .Ichstelledaherden
ein frivoles Steuerattentatauf die Bevölkerungzubezeichnen.Gesetzals

Schaffungdieses Ausgleichsfondsverlangen
verdenersuchtehebaldigst

( Sehrrichtig ! BeidenParteigannssen )Jetzt werdenimRechnungsab-¬
schlußbeinahe900MilliardenKrenenals§berschußangeführt.DerAb-

Antrag:DieRegierungundderNationalrat
dasimMietengesetzvom. Dezember1982vorgeseheneGesetzüber
denAusgleichsfondzuerledigen .Wirhoffen ,daßdieRæderungund

gang ,der durchdas Abgabenteilungsgesetzhervorgerufenwirdstellt derNationalratsichendlichdazuentschließenwerden,denndieserdemnachbloßeinSechsteldesUeberschussesausderGebarungderVer- Ausgleichsfondist notwendigimInteressederErhaltungderHäuser
g derGemeindedar .AberderFinanzreferenthatdiesesGelddenuWali

BankenzuSpekulationszweckenüberlassenundtrotzdemderBevölkerung
solcheSummenabgeschöpft.(ZwischenrufederMajorität).

undauchdesMieterschutzes.
. . Stöger( christlichsozial )erklärt ,wenn die Wohnbausteuerder

GemeinderatHIess :DerMordischösterreichichenBankhabenwir
Steuergerechtigkeitentspreehnnundnur jene Kreisetreffenwürde
denenzugemutetwerdenkanneinenkleinenBruchteilihresBesitzes

keinGeldgegeben! ( LebhafteUnruhe).
St. . Rummelhardt.Ihre ZwischnrufeEndernan der Tatsachenichts ,

hinzugeben ,dannwärees freilich eine Geissenlosigkeitdagegenanzu¬

daßsie derBevölkerungin derschwertenZeitohneGrundundUrsache
habendas Geldaus der Taschegenommenhabenundes denBankenübergeben

kämpfen.Aberdastreffenichtzu .SchonbeidererstenBeratungund
auchheutewiederist vonahristlichsozialerSeiteüberzeugenddar-¬
getanworden,daßdieseSteuerungerechtundschlechtist .Wennauch. . Hiess .Wasder Bundder NordischösterreihhischenBankgegeben. an demursprünglichenGesetzentwürfein ige Aenderungenvorgenommen

hat sind ja auchSteuergelder. wordensindsobliebendochinsbesonderedegroßenHärteninderSt. . RummelhardteDassteht nichtzurDebatte .Die900Millfarde Besteuerungder Erziehungsanstaltenunverändert .Rednerbesprichtsindda .( Zwischenrufbei der Majorität :Aberdie GelderderNordisch die Schulreformundbemerkt ,daßdie WohnbausteuervorlagedenSchul -österreichischenBanksind nicht da ! )DieErhöhungderWohnbausteuer
reformernzuHilfekommenwolleunddurcheineUebersteigerungderwirdvonderganzenBevölkerungmitEntrüstungzurückgewiesenwerden. christlichen Schulanstalten beizutragen zur Entchristlichung derJugen

( Beifallbei denParteigenossen. )Rednerkritisiert nunmehrdieVor- Alle diese christlichen Anstaltenberuhenauf humanitärerBasis .Jetzt
lage selbstundmeintimGegensatzzumReferenten ,daßes gar nichtso sollensdeanSteuernSummenaufbringen,dieihrenWeiterbetriebin
selbstverständlich sei ,daßdie Regierungnicht auchjetzt nochEins - Fragestellen .AugenscheinlichwollendieSozialdemokratenjene
sprach gegen fas Gesetz erheben werde .Im Meritumwure wohlerreicht
was die Regierung gewollt hat aber formell stelle sich derReferent
aufdenJustamentstandpunkt.indemer dieBerechnungweitergeltenNetto

ElterndieihrenKinderninPrivatanstalteneinegutkatholischeEr-¬
ziehungangedeihenlassen ,zwingendieKinderin jeneSchulenzu
schicken,dieglaubenslossind .SämtlicheBundesländermitAusnahmeläßt nachdemBruttozinsundnicht ,wiees sein sollte ,nachdem Wienshabenihre Humanitätsanstaltenvonder drückendenHauszinssteuer

zins ,Manwill ebenformellderRegierungnichtnachgeben.Wenn
die Parifikation auchgewisseUngerechtigkeitenausgeglichenhat,so
hat sie dochauchneuegeschaffenundführt für eine ReihevonUnter .
nehmungenzueinerUebersteuerungdieungesetzlichist .DieVerhandlungen

mitdemIndustriellenverbandallein seiennicht genuggewesen ,eshätte

befreit .Nurin demfreimaurerischregierten Wienwirddie in derMo¬
narchie bestandeneSteuerfreiheit aufgehobenundder Versuchgemacht,

mitHilfederWohnbausteuerdiesenWohlfahrtsanstaltendenGaranszu



zumachen.DieWohnbausteuerdientalsoinmehrfacherHinsichtden
glaubensfeindlichenZielender Sozialdemokratie ,sie ist ausjenem
Ungeist geborender seit 1900Jahren den Felsen Petri umbrandet .Red- ¬

ner erklärt schließlich ,daß aus demvorgetragenenGründenseinePar¬
tei die Wohnbausteuerablehne.

Wohn- ¬. R,BinderSchristlichsozial)bemerkt,daßdie
bausteuernur rein fiskalischenZweckendiene ,unbekümmertobdaren
Existenzenzugrundegshen .Insbesondereder Mittelstand werdeschwer
belastet .DieErhöhungwerdeaucheineneueTeuerungswellehervorrugen,
Besitzer vonEinfamilienhäusernwerdendie erhöhte Steuer nichtmehr
erschwingen könnenund ihre Häuser verkaufen müssen ,die sie sich unter
schwerenOpfernmit ihren Ersparnissenerworbenhaben . (Zwischenrufe
bei den Christlichsozialen :Unddie Judenwerdendie kaufen! )Auch
als Zwecksteuerist die Wohnbausteuerdurchausnichtnotwendig,dieGe-¬
meindewirdderWohnungsnotdurchihre eigenenBautennichtbeikommen,
nur der private Wohnungsbau kann hier wirklich Ahhilfe schaffen .Red¬

nerappelliertandie Mehrheitin letzter MinutejeneKategorienvon
Steuerträgernzuberücksichtigendie wirtschaftlichschwachsind ,und
dieSteuerfürsieentsprechendzuermäßigen.

GeR .Eäiend( christlichsozial )verweist auf den letztenRechnungs -¬
abschluß der 600 Milliarden an Ueberschüssen ausweise .Dieseungeheuerm
Summenliegenin denKassender StadtWien ,sie sindausSteuergelderm
zusammengetragen ,sie liegenbrachanstattin dieKanälederVolks-¬
wirtschaftzu fließen .DieBevölkerungWienssäufztunterdemSteuer
druck ,dieVolksausbeutungwiesie hiergeübtwirdist in derGe-¬
schichte einer Kommunalverwaltungnoch nicht dagewesen .Manpresst aus
den Umlagenmehrals das Doppelte dessen heraus ,was zur Verwaltungder

Stadtüberhauptgebraauhtwird .Ich hoffe ,demRotestender Rotenwird
einmaldasLichtaufgehen,daßdieseFinanzwirtschaftnichtweitergehen
kann .DieMehrheifwill nicht nur die Häusersozialisieren sonderndie
gesamteWirtschaftzugrunderichten .Manhat vor nicht langer Zeitvon
derneuenBauordnunggesprochen,ihreVorzügegerühmtundsihdarauf

berufen ,daß künftighin höchstens zweistockhoheBautenaufgeführtwerden
sollen .Es wurdedas Schlagwortgeprägt :JedemArbeiter sein Haus !Da¬
von hört manjetzt nichts mehr .Jetzt werdenunförmigeZinskasrnener¬
richtet .Ich kannhier ruhig sagen ,nicht nur die Unternehmer ,sondern
alle arbeitenden Klassen habenes satt ,daß mit ihrem Geldesogewirt
schaftet wird ,denn diese Wirtschaft führt zumBankrott .

PräsidentDr .Danneberg(Schlußwort) :DieMinoritäthat einenRüch-¬
verweisungantrag gesteltt ,den sie damit bgründet ,daß eine Erhöhungder .

Wohnbaer unnötig sei ,weil die Gemeindeohnehineinengewaltigen
Ueberschuß erzielt habe ,Es erscheint mir überflüssig ,heute überden
Rechnungsabschlußviel zu sagen ,weil der Gemeinderatsich in dernäche
sten Wocheausführlich damitbeschäftigenwird .Ich möchteaberdoch
sagen ,umzu zeigen ,daßdie Argumentationnicht nur der heutigenRedner,
sonderndes größtenTeils der Presse ganzunbegründetist .Sie ist auch
sachlich unzulässig ,da die Frage der Wirkungder Erhöhungeiner Steuer

folg in derVergangen¬nichtbeurteiltwerdenkannnacheinemKassener
heit .WennimJahre1923ein Kassæestverbliebenist ,so bedeutetdas
keineswegs ,daß die GemeindeWiendauernd auf 280 Milliarden Kronen ,die

ihr durchdasAbgabenteilungsgesetzentzogenwerden ,verzichtenkann.
Die Gemeindenimmtohnedienfür mehrals zehn Monateden Entgangvon
ungefähr 200 Milliarden Kronen auf sich ,ohne aus der Wohnbausteuer dafür

eine Kompensationzu erhalten .Die Herren ,die jetzt denRechnungs-¬
abschluß so genau lesen ,haben ganz den Voranschlag für das Jahr 1924

vergessen .Dieser Voranschlagbestimmt ,daß das präliminierte Defizit
mit einemBetragvon545Milliardenauf denKassarestaus demJahre1923
geschriebenwerdensollunddieserKassarestbeträgtnur532Milliarden

Kronen .

. R.Untermüller(christlichsozial):Dasist präliminiert,abernicht
war !

PräsedentDr .Danneberg :Daraufkannich nur sagen ,daßmanden
Finanzkünstlererst erfindenmüsste ,der es zuwegebringt ,einenVor-¬
anschlagaufzustellen,derbeiIndexsteigerungenbiszusechsProzent
Nullzu Nullaufgeht .Eswurdeauchvorgeschlagen ,daßdie Steuervom
Nettozinseingehobenwerdensoll ,daswäredasUnglückseligstewasman
tun könnte .Die600 . 000Steuerzahlermüssendochwissen ,wassie zuzah- ¬
len haben .Daherist der Bruttozinsaus demJahre 1914die einzigmög- ¬
liche Grundlage .JeneGrundlagezur Bemessungder Wohnbausteuerzunehmen,
die vor den Krieg von den Steueradministrationen künstlieh ausgerechnet
wordenist ,wärewidersinnigundes würdesich keinMenschauskennen .Die

Menschenhabenleider gar nicht gewusst ,daß sie früher 40 Prozentdes
Mietzinses für Reichs Landes - undGemeindesteuernentrichten mussten .Hät - ¬
ten die Wienerdas gewusst ,dannwäredie Herrschaftderchrist¬

lichsozialen Partei in diesem Hause viel früher gebrochen worden ,dann

wärendie politischenPrivilegienviel frühergefallen ,dannhättesich
die Kurienschande ,die Ihnen mehr als 20 Jahre die Herrschaft gesichert
hat ,viel früher zusammengesunken .Ich kann es nur auf dasTiefste
bedauern ,daß die Wiener Bevölkerung nicht früher gewusst hat ,für
wensie ein Zehntel ihres Einkommenszu zahlen hat .WasdieGrund¬
lagederBesteuerunggegenwärtiganlangt ,sogetraueichmichinje¬
demAugenblick ,Bievor denVerfassungsgerichtshoßzu bringen .Ich
zweiflegarnicht ,daßwennes zueinemStreitgekommenwäre ,die
GemeindeRechterhalten hätte .Stadtrat Rummelhardthat aucher - ¬
klärt ,daß man wegen der Parifikationen nur mit den Fabrikanten ver - ¬

handelthat .ManhätteauchdieOrganisationenderGewerbetreibenden
und Kaufläute hören sollen ,wobei sogar bemerkt wurde ,das dieGemein- ¬

denurmitdenGroßkapitalistenverhandlthat .Damußdochfestgestellt
werden ,daß die kleinen Geschäftdeute ,die Greisler ,Bäcker undWirte

Schausgar nicht parifiziert wordensind .SiesichnureinmaldietrockenenZahlenan .EsgibtinWienrund
21. 000Häuser ,dieGewerbetreibendenundKaufleutengehören .Wennman
selbstdenunwahrscheinlichenFallannimmt,daßjederGewerbetreibende
dasLokalin seinemeigenenHaushat ,so wärendas219000Fälle ,in
denender Magistratdas Rechtder Parifikation hätte .Zieht mandie
Fabriksgebäude ab ,so wurdeninsgesamt . 800Parifikationen vorge - ¬
nommenunddavonwarbei einemTeil die Erledigungso ,daß dieBe¬
sitzer nicht mehrgezahlt haben ,als sie ohne Parifikation hätten
zahlen müssen .Es gibt in Wienrund 120 . 000Geschäftslokale und
WerkstättenunddaderMagistratnur1800Parifokationendurchge-¬
führt hat ,so könnenSie ermessen ,ife großdie Belastungder
kleinenGeschäftslemteist .SolltewirklicheinUnrechtgeschehen
sein ,so müsstemandenFall wirklichvorhringenundes ist selbst¬
verständlich ,daßein solchesUnrechtgutgemachtwerdenwird .Esist
übrigensmerkwürdig,daßdie StueradministrationenvordemKriegden
Wirten ,BäckernundGreislernbeiderBemessungihrerMietabgaben
sehr hart zugesetzthaben ,dafüraberschonungsvolldie Bankenbe¬
handelten.DamalshatsichderMagistratumdiekleinenLeuteüber-¬

Es ist auchhauptnichtgekümmert.
die Frageder Befreiungder ArmenundArbeitslosenvonderWohnbau-¬
steueraufgerolltwordenundvomhartenHerzendie Redegewesen.Die-¬
se Debatte haben wir jedesmal und wir haben immerdargelegt ,daßdas
keinesozialesonderneineSteuerfrageist .JederSteuerfachmann,
dervondirektenStuernetwasversteht ,wirdsagenkönnen ,daßes
technischeinIrrsinwäre ,bei600. 000Steuerzahlern,diemonatlich
abrechnen eine Einrichtung zu schaffen ,die Ausnahmenvorsieht

Dahergebenwir diesen Leuten eigene Mietzinsbeiträge undersparen



unseineEvidenz,dieungeheuervielGeldverschlingenwürde.Wenn
Sie von den Kriegsbeschädigtenund Kleinrentners sprechen ,somuß
manda wohlunterschei den .Mankönnteebensoverlangan ,daßihnen
der Staat die Warenumsatzstsuererlassen sokl .Sie habenesdoch
in derHand ,denKriegsbeschädigtenhöhereRentenzugewähren.Die-¬
se ForderungwurdeimanderenHausevonIhnenbekämpft.Sichaber
hier darüberentrüsten ,daßdie KriegsbeschädigtendieWohnbausteuer
zu zahlen habenunddrübendiesen Leutendie Rentekürzen ,ist eine
Lächerlichkeit.DamüssenSiebeiIhreneigenenParteigenossenein-¬
wirken ,daßmandenKriegsbeschädigtensolcheRentengibt ,dieaus-¬
feichen .Eshat einRednergegenüberdemGemeinderatSchleiferge-¬
sagt ,daßer für eineVolksversammlunghier gesprochenhätte .Eshat
aber ein Redner der Minderheit hier wirklich so geredet und zumBesten

gegeben ,daßwir Zinsgeiersind ,währendnatürlich dieChristlichso¬
zialendie StützenderMietersein sollen .Allerdingsdasistwahr,

in einerVolksversammlungdürftenSie ,dieSieden6000fachenFrie-¬
denszinsverlangendasnichterzählen,dawürdenSiedavongejagtwer-¬
den .ManbrauchthierkeineDebatteüberdenMieterschutzzuführen,
dieBevölkerungweißheutegenau,daßMiererschutzundWohnbausteuer
zusammengehören.DieWohnbausteuerist diepupulärsteSteuerdiees
gibt .DastraueihmirinjederVolksversammlungzusagenundhabe
esauchschonsehroftgesagt.WirweichenaucheinerVolksab-¬
stimmungüberWohnbausteuerundMieterschutznichtaus .WennSiean
derVolksabstammungvom21. Oktober1923nochnichtgenughaben,bitte,
wirkönnennocheinmalabstimmen,EinGgmeinderatderMinorität
hatineinemZurufgesagt,daß' rheutezusamenfallenundesgibt
auchandereLeutediedagen ,daßwirzuwenigWohnungenhaben.
Dasheißtdochnur ,daßdasKapitaldasnotwendigist umdiebestehen-¬Häuser entsprechenddemBedarfdenHäuserinstandkuhaltenundneue
zubauen,nochnichtaufgebrachtist .DieWohnhausteueristdafür

eineMethode- Ichgebezu ,daßnichtalleLeutedafürseinmüssen,
dieMehrheitist aberdafür- umKapitalfürneueHäuserausder
Volkswirtschaftherauszuschöpfenundzwarwiewirglaubenaufmöglichst
gerechteWeise.

. .Rotter:WarummachtesIhnenaufderganzenWaltniemand
nach ?. . Dr.Danneberg:SiewissenhaltnichtwasaufderWeltvorgeht.

(HeiterkeitundBeifall)sonstwürdenSieschonerfahrenhaben,daß
manzumBeispielimDeutschenReicheinegigantischeWohnbausteuer
jetzteinhebtgegendiedieunsereeineKleinigkeitistundüber
derenVerwendungdiechristlichsozialeAtbeiterzeitungschonmannher-¬
leierzählthat .SieheißtdortnichtWohnbausteuersondernHaus-¬

zinssteuer. .Rotter:DieselbediefrüherinOesterreichgewesenist .
Dr.Danneberg:GlaubenSie,daßdieSteuerdamalsschönergewesenistweilBieHauszinssteuergeheißenhat .Mirhatsiewenigergefallen,

freilichnichtwegenihresNamens,sondernweilsieungerechtwarund
weilsievonjederZinskronegleichgültigobvomRothschildoderdem
ProletarierdasGleichegenommenhatunddannweilsievielhöher
waralsdieWohnbausteuerheuteist .DieHauszinssteuerwareinereinfiskalistischeSteuervonderkeineinzigesHausgebautworden
ist .DieWohnbausteuerist ,wennmanalleWünschebefriedigenwollte,nochzukleinaberdarausbrauchtmannichtfolgen.daßmansieab-¬
schaffensollte,sondernnurdaßsieeigentlichhöherseinmüsste,wenn
sieallenWünschenentsprechensollte.Manmagdarüberstreiten,on

esuntørdenheutigenVerhältnissennichtzweckmäßigerwäre,injedemvorzunehmen .eineHauseauchgenerell/ErhöhungdesInstandhaltungszinsesAber
Garumhandeln,dasKapitaldeszurErhaltungderwiederwürdeessich

Wohnungennotwendigist ,ausderVolkwirtschaftauszuschöpfen.EindrittesMittelgibtesindieserFragegarnicht.Aberwennmanesso
machtwieesimMietengesetzundimWohnhausteuergesetzvorgesehen

Majorität auf diepkanmäßigste ,istmachtmanesnachderMeinungderfür die Bevölkerung
zweckmBigsteund/billigsteWeise,weildieHausherrnrentedabei
außerBetrachtbleibt.(Beifall).DasmagIhnennichtgefallen,dashängtdavonab ,welcheInteressemanvertritt .NebenderVertretung
derMieterinteressenmußesaucheineVertretungderHausherrninteres-¬sengebenundSiemüssenderMajoritätgesttten,wennSiedieHaus.
herrnvertreten ,daßwirdieMieterinteressenvertreten .(Szürmischer
Beifall).DagibtesgewissGegensätzedienichtleichtüberbrückbar
sindundwennwirunsdanichteinigenkönnenbleibtnichtsanderes
übrig,alsdaßdieAbstimmungindiesemSaaleentscheide.WenneseinemGemeinde¬Herrnhiereingefallenist zusagen,dagdie

ihre Mehrheit
ratsmajoritätdiehiersitzt/nurdurcherschwindelteMandate
hat(Unruhe)sobrauchtmannurdieZahlderStimmzetteldieamben21. Oktober1923abgegewurdenzuvergleichen.WennSiekeineVolks-¬
abstimmungüberdenMieterschutzhabenwollen,müssenwirunsandie-¬
seZahlenvom21. Oktober1923haltenundaufGrunddieserZahlwird
hierabgestimmtwerdenunddiesentsprichtauchwirklichdemWillen
derBwölkerung.Davonsindwirvollkommmüberzeugt .(Lebhafter

Beifall ) .
IndernunfolgendenAbstimmungwerdendieAnträgedesGemeinde-¬ratesRummelharütabgelehntunddieGesetzesvorlageinersterund

zweiterLesungangenommen,ebensoderZusatzantragSchleiferundGe-¬
nossen .AnflieseSitzungdedLandtagesschließtsichnunmehrdieSitzung

desGemeinderatesunterdemVorsitzdesBürgermeistersSeitz.
BürgermeisterSeitzhältzunächstdemverstorbenenGemeinderat

SchmößzereinenwarmempfundenenNachruf,dervondemGemeinderat
stehendangehörtwird.VorEingangindieTagesordnungwirddeWahlvonMitgliederm
undstellvertretendenMitgliedernderEinkommensteuer-Schätzungs-¬
kommission,fernervon6MitgliedernfürdasKomiteefürdenBlumen
schmuckwettbewerb,schließlichdieWahleinesMitgliedesdesStadt-¬
schulrates,( anStelledesvonseinerFunktienzurückgetretenenDr.Czech
wirdPrimariusDr .PaulGerbergewählt)durcheinfachesErhebender
Händevorgenommen.DieWahlderMitgliederderGemeindekommission
zurBildungderGeschworenen- undSchöffenlistefürdasJahr1925
erfolgt mittelsStimmzettel.

HieraufreferiertSt.R,SiegelüberdenEntwurfunddieBaube-¬
für denwilligungWohnhausbauII . ,Kaisermühlendamm,-Schiffmühlenstraße,

desenBaukostenvoraussichtlich28 ' 1MilliardenKronenbetragen
werden . ( christlichsozial ). R.Orel/beschwertsich,überdiegroßeTagesordnungdiedurch

dielangenFeriendesGemeinderatedverursachtist»



Essei nurzubilligen ,daßausöffentlichenMittelnzurHehebungder
Wohnungsnoteingegriffenwerde .HieraufsprichtsichRednergegendie
Verbauungder Stadt mit KasernehaftenHäusernaus .Er seiunbedingt
für das Kleinhausmit demdazu- gehörigenGarten .Schließlichkriti¬
sierterdieEinteilungdervWohnungenindemvorliegendenBauplan,

. . Körber(christlichsozial )begrüßtdenBaueinesGemeindehauses
auf demKaisermühlendammundbeschwertsich nur über die Ärtder
VermietungderGeschäftslckaleindenGemeindehäusern,insbesendens
über die Vermietungeines großen Parterrelokals in demGemeindehause

in der Lasallestraße an dieGöe . irgend
St . . Biegelbestreitet auf das Entschiedenste ,daßbisher/ein

in einemGemeindehaus
Lokal/andie Göcvermietet wordensei .Wäredies übrigensgeschehen,ganz andere

solägedarinkånGrundzueinerKritik .Essind/VermietungeninWien
vorgekommenvondenenmaninderletztenZeitvielin denZeitungen
gelesenlat .

DieReferentenanträgewerdenangenommen.
. . Thallerreferiert übereine Subventionvon5 MillionenKronen

an denWienerLehrer -a Capella - Chorzur AnbringungeinerGedenktafel
amSterbehauseAlfredGrünfelds.

. . ,Orelbezeichnetes als sonderbar ,daßdiesemVereinbeider
großenSubventionsgewährungeineSubventionverweigertwurde ,während
ihmjetzt 5 Millionen für einen Zweckder nicht künstlerisch sei ,son- ¬
dernin demäußerenStadtbildeWiensdasjüdischeGeprägenochstärker
zumAusdruckbringensoll ,gewährtwerde.

NachdemderReferentaufeineEntgegnungverzichtethatte ,wer
den seine Anträgegenehmigt .

. . Altrefer iert über eine Anzahl von Grundkäufen der Gemeinde

Wiendie zur Vollendungdes Wohnbauprogrammesnotwendigseien .
. . Zimmerl( chrl . soz . )findet es grundsätzlichals richtig ,daß

dieGemeindemöglicstviel Baugeländeerwerbe ,umsie derSpekulationzu
entziehen .EsmüssenaberdafürnichtGeldmittelverwendetwerden ,die
den Stemereingängen entstammen .Jetzt werden massenhaft Grundstücke ,Häu - ¬

ser ,ja sogar Herrschaftsvillen der GemeindezumKaufeangebotenundoft
gäbe es Leute die das letzte Vermögen das sie beitzen Grundstücke oder

Häuser der Gemeindeverkaufen umfür einige Zeit leben zu kännen .Dadürge
nicht die GemeindesolcheSituationenausnützen ,umallzu billigin
den Besitz von Grundstücken zu gelangen .Redner stelit den Antragauf

RückverweisungallerdiesbezüglichenReferateandenFinanzausschuß ,damit
disserüberdasAusmaßderbisherigenHrundundHäuserkäufeeinenBericht
erstatte .(BeifallbeidenParteigenossen).

. . Alterwiderz ,daß die GemeindeWiender einzige KäufervonGrundstük-¬
kensei .Deshalbwendenwichalle Leutedie Grundstückehabenansie .Es
sei richtog ,daßmanchmaldie GemeindeWienGrundstückebilligererwerbe,
dafürkaufesie oft Grundstüce ,diesie dringendbenötige ,sehrteuer ,
so daß im Durchschnitt stets ein entsprechenderPreis gezahlt werde ,Die
jetzige Verwaltunghat von der früheren äußerst wenigeGrundstücke
übernommen .VonSeitendesBundeswerdensehr großeSchwierigkeiten
beiAnläufenvonGrundstückenbereitet .Sosei dieGemeindeoftgezwüngen ,
einen höheren Preis zu zahlen ,umeinem Enteignungsverfahren auszuweichen
Ein Beispiel dafür sei der Bau des Bades im . Bezirk .Dort habedie

Jemeinde in schönes Grundstück um einen verhältnismßäg annehmbaren
Preis durchein Enteignungsverfahrenerwerbenkönnen .DerBundhabesie
aber sehr lange hingehalten und schließlich die Enteignung überhauptab - ¬
gelehnt .Die GemeindewardanngezwüngeneånenPark zu versüsten ,um

Badzuerrichten.(LebhafterBeifall).aufdieserStelledas

NachAblehnungdesRückverweisungantrageswerdendieReferentenan¬
trägeangenommen.

. R.Eisinger(Sozialdemokrat)berichtetüberdie Widmungeines
städtischen Hausesin der Franzenbrückenstraßezu einemLehrlingsheim .
Er begründetden Antragdamit ,daß viele Lehrlinge bei den Meisternkein
Unterkommenfinden können ,es müsse also für sie vorgesorgt werden .Das

Håmwird für 70 LehrlingePlatz haben .Für die Adaptierungist einAuf- ¬
wandvon767MillionenKronennotwendig.

. . Erban( Chrl . Soz. )bemängelt ,daßein altes verfallenesHaus ,das
gänzlich rattenvers ucht sei und längst demolierungsreif ist ,fürdiesen

Zweckgewidmetwerde .DieMehrheitmögein WienwirklicheLehrlingsheime
errichtendamitdieLehrlingsfürsorgeentsprechendderGrößederGemeine
deauchernstlichdurchgeführtwerde.

. . Rummelhardt( chr . sez . )bemerkt ,es handlesich hier garnicht
umein Lehrlingsheim ,sondern umein Heimfür entlassen eWaisenhaus- ¬

MinderheitstimmedemAntragegewisszu ,weilzöglinge .Die
jaauchdieseWaisenknabeneinUnterkommenhabenmüssen,abersiewarte
auf die wirklicheErrichtungvonLehrlingsheimen .DieMehrheitmögeauf

demWegeweiterschreiten den die Christlichsozialen ihr gewiesenhaben .
(GelächterbeiderMehrheit)DiejetzigeMehrheithabedasGeldund
könneestun .

DerReferentbemerktin seinemSchlußworte ,daßdieMitgliederder
christlichsozialenPartei ,die anderVorlageKritikgeübthaben ,nie-¬
malsselbstdasLebeneinesLehrlingsempfundenhaben.(GroßerLärm
beidenChristlichsozialen)undZurufe :WirkönnendasLehrzeugnisvor-¬
weisen . )AberSie wissennicht wasdas Lebeneines Lehrlingsbedeutet .
Uebrigenshabenwir nie vonIhrer Seite Vorschlägedieser Artgehärt .
Wirsind so glücklichjetzt denersten Schritt zu machenunder ist bes¬

seerundschönerals wasdiefrühereMehrheitunsbishergezeigthat .DieVorlagewirdsodannangenommen.
. . HermannFischer( Soz .Dem. )berichtetüberdenAntragaufBe-¬

willigungeinesNachtragskreditesvon535 .MillionenKronenfürden
Umbauvon30StraßenbahntriebwageninAnhängewagen .

. .Doppler(Ch. soz. )gibtdemWunscheAusdruck,daßderWagen-¬
parkrechtzeitiginOrdnunggebrachtwerde,umzuverhüten,daßin
der rauhen Jahreszeit offene Beiwagenin den Verlehr kommen .DerWagen
parkleideauchungeheuerunterderUeberfüllung.Eswärehochander
ZeytendlichhierWandelzuschaffenundmitderRücksichtslosigkeitin

gegen die Bevölkerungaufzurämman ,daß sie überfüllten Straßen - ¬
bahnwagenfahrenmüsse.Esist tiefbedauerlich,wennangesichtsder
ungezähltenMilliardenersparnissenochimmernichtdarangegangen
wird ,dieseschamloseUeberfüllungzubeseitigen .Rednerbemängelt
auch ,daß ,wieer sagt ,mancheMotorführerfür zweiWienerZeitungen
den ,Abend ,und die „ Stunde “Kolportagedienste leisten ,indemsie

ganzePaketederAbendausgabenvoneinerStationzuranderenkosten-¬
los befördern .DieserUnfugmüssteabgesteltwerdem



DerReferententgegnetderDirektionseivondiesenangeblichen
Kolportagenichtsbekannt. ,wenndergeschilderteVorgangrichtigsei ,
würdedieDirektionesgewissnichtduldenundesabstellen.Bezüg-¬
lichdesUeberfüllungsverbotenwärezusagen;solangedieStadtbahn
nichtelektrifiziertundinBetriebgesetztist ,werdedieStraßenbahn
außerstandesein ,einenwirklichregelrechtenBetriebzu führen .Die
VerwendungvonSommerwagenin der rauhenJahreszeitgeschehenurim
äußerstenNotfalle ,es sei imProgrammvorgesehen ,daßdiegeschlosse¬
nenWagenbisAnfangNovemberfürdenVerkehrinstandgesetztsind.

DerReferantenantragwirdhieraufangenommen.
DieGemeinderäteLötsch ,SuchanekundWitzmannbeantragennun

eine ReihevonGrundankäufenundHausankäufen.
. . Zimmerl(Chr. soz. )erklärt ,daßdieMinderheitdieErledi-¬

gungdieserGegenständeeinfachergestaltenwollte,wasaberdurchüberdieVerfügungdesVorsitzenden,dernundieseGegenständereferieren
von

ließ ,verhindertwurde .DieMinderheithat demFinanzausschußeinen
umfassendenBerichtüberdie Grundankäufeverlangt .Einsolcher
Bericht wurde auch zugesagt und dadurch die Motwendigkeit eingesehen .

HeuteverlangenSie ,daßwir202GegenständeineinerSitzungerle .
digen .SiehabendieZusageüberdenBericht ,überdieGrundeinkäufe
nicht eingehalten ,da Sie heutedieseReferateerledigenwollen.
IllomlerkanneineMehrheitwohlnichtmehrhandeln.SiehabenimJahre
1923 rund 33 Milliarden Kronenfür GrundundHauskäufeausgegeben ,

heuerwerdenesschon70Milliarden,eskönnenaberauch500Milliardenwerden ,dawirgarnichtwissenwelbheAbsichtenSiehaben .Daherkönnen
wirdiesenGrundkäufennichtzustimmenundwirbeantragendieRückwei-¬
sungan denFinanzausschuß .

DerRückverweisungantragwirdabgelehntunddieReferentananträge
angenommen.. . SuchanekbeantragtdieGewährungeinerEntschädigungvon55
Millionen Kronen an den Besitzer einer Hütte ,die entfernt werdenmuß ,

daaufdemGrundstückeeinGemeindewohnhauserrichtetwerdensoll.
- . Orel( Chr .Soz . )ersuchtumAuskunft,warummaneinensolchen

großenBetraggewährenwillundmeint ,daßdiesmitdenVorgängenzu¬
sammenhängt,dieindiesemSaaleschoninderschärftenWeisebesprovhen
wordensind unddas Czartorfskischlösselbetrffen .

. . Suchanekerklärt ,daßdieseAngelegenheitmitdemCnartorys-¬
kischloßkeinenZusammenhanghat ,woraufder Referenantragangenommen

wird .
. R.Dr. Friedjungreferiertüberdie UebernahmedesLeopold-¬

städter Kinderspitals durch die GemeindeWien .( Chr . Soz¬
. R .Wielschbefürwortetdieses Referat aufs Wärmsteundbeklagt

esnur ,daßsichgeradejeneKreisederBevälkerungdieimstandewären
für die armenundkrankenMinderzu sorgenihren Verpflichtungenent -¬
zogenhätten .

DerAntragwirdeinstimmigangenommen.
AneinReferatdesGemeinderatHiessbezüglicheinesSubvention

von35MillionenKroenandieFeurwehrGrinzingfürdieAnschaffung
einerAutomobilspritzefügt . R.HülaubekdieBittederFrewilligen
FeuerwehrWähringdiezumgleichanZweck300MillionenKronenausgegeben

hat ,ebenfallseine Subventionzugewähreneg
. . Iserreferiert über einen Zuschredit vom760Millionen

KronenzurAusgestatungderWäschereiin derSchwenngasse,
. R.Waldsam( Chr . Soz . )erklärt sich mit derDurchführung

dieserArbeitendurchauseinverstandenundbedauertnur .daGsie

sospätunternommenwerden.Erkritisiertverschiedenepsanitäre
UebelständeimBetriebe,wobeieszueinemerregtenWortwechselp
zwischendenGemeinderätenUntermüller,SpeiserundEisingerkommt.
AufdiewieldernoltenRufedesGemeinderatesUntermüller„städtischer
Musterbetrieb“!antwortet. .EisingerSiesindeinkomischerArbeitez
vertreter4DieChristlichsozialenalsArbeitervertreter!

ImSchlußwortedagt. . Iser,daßdieserBetriebvomAerarüber-¬
nommenwurde ,
DerStaathabeineinerZeitinderdasGeldkeineRollespielte
undungeheuszeWäschameszengewaschenwurden,derartigeZuständeDanneinreißenlassen .—wurdederBetrieba lmählichverbessert
undnunmehrgehtmandarandieletztenUebelständezubeseitigen.
( LebhafterBeilfall ).DieReferentenanträgewerdenangenommen.
NacheinemReferatedes . R.IseraufBewilligungeinesPuschuss-¬
kreditesvoneinerMillardefürdieHerstellungvonAbzweigleitungen
der Wasserleitung ,der zugestimmtwird ,schliesst derBürgermeister

die öffentlicheSitzung .

StörungdesStrassenbahnbetriebes,Heuteumungefähr6Uhrabends,wäh-¬
renddesstärkstensVerkehrs,istineinemvomKraftwerkSimmeringnach
derUnterstationMariahilfführendenHochspannungskabelaneinernoch
nichtfestgestelltenStelleeinDefektaufgetreten .Dadurchentstand
einKurzschlusstromundessichhatimKraftwerknichtnurdiesesKa¬
bel ,sondernauchdieganzedenBahnbetriebderUnterstationenMaria¬
hilfundAlsergrundspeisendeSektiondesHochspannungsnetzes
abgeschaltet.Eswurdesofortallesversucht,umdieseStationenohne
dembeschädigtenKabelinBetriebzusetzen .WährenddieserArbeit
hatdieHochspannungswicklungeinesGenaratorsimKraftwerkSimme¬
ringdurchgeschlagen,wodurchsämtlichefürdenBahnbetriebinBe-¬
trachtkommendeKabelspannungsloswurdenunddergesamteStrassen¬
bahnbetriebgestörtwar. EswurdennundieReservemaschinerinPetrieb
gesetztunddasHochspannungsgesetzabermalsunterSpannunggebracht.
Zugleichwurdemit der Wiederaufnahmedes Strassenbahnbetriebesbe¬
gonnen. EstratnunaneinemzweitenHochspannungskabeleinDefekt
auf ,wodurchdasBahn-HochspannungsnetzunddamitdergesamteStrassen-¬
bahnbetriebneuerlichgestörtwurde.Esmusstendaher ,umeinerneuer¬
lichenStörungorzubeugen,dieKabelvorsichtignacheinanderzuge¬
schaltetworden,wasum7Uhr30Minutenabendsbeendetwar .Erstdann
konntederBetrieballmählichwiederaufgenommenwerden.Um8Uhr
abendswarwiederdergesamteBetiebhergestellt.Der"efektamGene-¬
ratarundamzweitenHochspannungskabelist jedenfallsdurchdenbeim
efsten KabeldurchschlagaufgetretenenStrom - undSpannungsstosseinge-¬
leitetworden.DieBehebungderSchädenwirdnochnachtsdurchgeführt
werden,sodassmorgenwiederdernormaleBetriebgezichertist .
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EntfallendeSprechstunde.NontagentfälltdieSprechstundebin
Finanzreferenten der Gemeinde ,Stadtrat Breitner .

Musik =undTheaterfest der StadtWien.
Die Wiederholungdes Vortrages von Bela Balasz über „ DieGeheimnis

desTheaters “findst amSamstag ,den11. . M.um18UhrimMittleren
Konzerthaussaale statt .Anschlissend an den VortragDiscussion .

ErhöhteErhaltungsbeiträge.EinerAnregungdesamtsführendenStadtrats
Professor Tandler entsprecheni wird die GemeindeWien schon in der

2617
allernächsten/dieErhaltungsbeiträgeerhöhen.Hegenwärtigbeträgtder
niedersteSatz 90 . 000Kronenundder höchsteSatz 250 . 000Kronenmo¬
natlicheNunmehrsollderHöchstsatzauf300. 000Kronenmonatlichge¬
steigert werden .Gleichzeitig wird auch eine ErhöhungderHandgelder
für die Pfleglinge in den städtischen Versorgungsanstaltendurchge- ¬

führtwerden ,wobedeineVerdoppelungerfolgensoll .AuchdieArbeits-¬
zulagenfür diePfleglingesollenverdoppeltwerden .Dieentsprechen¬
denAngrägewerdenbereits in der kommendenWochediezuständgen
Gemeinderatsausschüssebeschäftigen.

Warnungvor„Sammlern".In einzelnenGeschäftenaufderLandstrasse
versuchtenin denletztenTagenzweiMänner„ fürdieAufbesserung
der Kostin demstädtischemVersorgungshausin Lainz "Geldbeträgezu
erhalten . EieGemeindeverwaltungmachtdarauf aufmerksam ,dass essich

indiesemFall ,aberauchinähnlichenFällen ,umSchwindlerhandelt,
die sofort der Polizei zu übergebensind .

Keine Beleuchtung des Rathauses .Auf die Mitteilung einer Zeitung ,
dassam11. OktoberdasNeueWienerRathausanlässlichderFertig-¬
stellung des OpponitzerWasserkraftwerkesfestlich beleuchtetwerden
soll,hat die Baudirekt r eine Reihe von Anfragenerhalten .Eswird
festgestellt ,dass an diesem Tage niemals eine festliche Beleuhtung
desRathausesgeplantwar ,wohlaberdieseAbsichtbesteht ,jedoch
erst verwirklichtwerdenkan ,wenndasWasserkraftwerkvollendet
seinwird .


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

